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Gesetz
betreffend

die Leistungen des Staates für das Volksschulwesen
und die Besoldungen der Volksschullehrer.

Beratung im Kantonsrat.
(Fortsetzung.)

y. Winkel, schlägt namens der Kommis-
sionsminderheit vor, in erster Linie über die Absätze I und
3 abzustimmen und erst nachträglich auf Absatz 2 einzu-
treten. Der Rat ist damit einverstanden.

it. //<2/v/?«é7>r-Uster spricht die Hoffnung aus, dass
der Kantonsrat den Lehrern das nämliche Wohlwollen ent-
gegenbringe, wie es gegenüber den kantonalen Beamten
und den Bezirksbeamten geschehen sei, als die auf die-
selben bezügliche Besoldungsverordnung beraten worden sei.
Die Vorlage des Erziehungsrates sei schon von dem Regie-
rungsrate in einer für die Lehrer ungünstigen Weise abge-
ändert worden und die Kommission habe noch weitere Ab-
striche gemacht, vor allem durch Ausscheidung der Natural-
leistungen. Davon, dass eine grössere Zahl von Funktionären,
etwa 1600, in Frage kommen, sollte man sich bei Erlass
des Gesetzes nicht beeinflussen lassen, sondern nur den
einzelnen ins Auge fassen. Wenn in diesem Punkte dem
Vorschlage des Regierungsrates nicht zugestimmt werden
wolle, so sollte das Minimum der Primarlehrerbesoldung auf
1900 Fr. angesetzt werden ; dann komme noch in höherem
Masse zur Geltung, dass die Lehrer kleiner Gemeinden
eine etwas grössere Besoldungserhöhung erhalten, und dann
tragen alle Lehrer eine Steigerung des Grundgehaltes um
200 Fr. davon. In dem Entwürfe, den der Regierungsrat
vor zehn oder zwölf Jahren vorgelegt, sei das Minimum auf
1600 oder 1700 Fr. angesetzt und die Alterszulage bis auf
700 Fr. vorgesehen gewesen. Sodann sei zu wünschen,
dass die Besoldungsunterschiede zwischen Primär- und Se-
kundarlehrern auf 800 Fr. fixiert werden, anstatt nur auf
600 Fr. In Wirklichkeit sei der Unterschied noch kleiner;
denn infolge der Nichtanrechnung der Studienzeit von 2

bis 21/2 Jahren betrage er bis zum 43. Altersjahr nur 540 Fr.
und erst von da an 600 Fr. Wenn der Gesetzgeber vor
40 Jahren einen Besoldungsunterschied von 600 Fr. nor-
miert'habe, so treffe das für die heutigen Verhältnisse nicht
mehr zu. Zur Seminarzeit kommen zwei Studienjahre und
ein halbjähriger «Aufenthalt in fremdem Sprachgebiet. Es

erfordere dies eine Mehrausgabe von 8000 Fr. gegenüber
den Primarlehrern. Auch die letzteren anerkennen dies.

yî. A/ftrfA'r-Wettswil spricht sich für das Fallenlasssen
der Naturalleistungen aus, da dieselben der heuligen Zeit
nicht mehr entsprechen. Die Taxation derselben werde

ungleich vorgenommen und öfters sei der Betrag, den die
Lehrer aus diesen Naturalleistungen ziehen, ein sehr ge-
ringer.

Dienstag, den 17. Oktober 1911. iL
Zürich macht geltend, die Vorlage bringe einem grossen
Teil der Lehrerschaft eine so minimale Erhöhung der Be-

soldung, dass es begreiflich sei, wenn die Lehrer im Rate
dazu sich äussern. Dadurch, dass die Naturalleistungen,
beziehungsweise die Vergütungen für dieselben durch die

Gemeinden abgeschafft werden, werde der städtischen Lehrer-
Schaft zum Teil wieder genommen, was ihr mit der Er-
höhung des Grundgehaltes gegeben werde. Die Lehrer
haben im allgemeinen kein Glück mit ihren Forderungen ;

bei der frühern Revision des Gesetzes im Jahre 1904 habe

man sich in der Periode der Defizite befunden und die
erste Vorlage sei dann vom Volke auch verworfen worden,
und heute kündige man bereits die Staatsrechnungsdefizite
wieder an. Im Jahre 1909 habe der Kantonsrat ohne
Widerstand die Besoldung der Beamten und Angestellten der
Verwaltung und der Gerichte bedeutend erhöht, die Lehrer-
Schaft sollte nun das nämliche Wohlwollen beanspruchen
dürfen. Die Besoldungsvorlage für die Geistlichen habe
insofern eine günstigere Behandlung erfahren, als gegenüber
dem ursprünglichen Entwürfe nicht nur der Regierungsrat,
sondern auch die Kommission höhere Ansätze eingestellt
habe. Im Gegensatz hiezu seien die Vorlagen über das

Lehrerbesoldungsgesetz von den erwähnten Organen zu un-
gunsten der Lehrer abgeändert worden. Diese Tatsache
müsse die letzteren mit einem Gefühle der Bitterkeit erfüllen.
Wiederholt sei im Rate geäussert worden, dass dieimJahre 1904
erfolgte Erhöhung eine sehr bescheidene gewesen sei, und
heute wolle man sich mit einer noch bescheideneren Er-
höhung begnügen. Die Lehrerschaft leide tatsächlich anter
einer Notlage und es sei dem Lehrer nicht möglich, für
seine Familie vorzusorgen ; manche Lehrersfamilien kommen
unter den gegenwärtigen Verhältnissen, wenn sie Unglück
haben, in bitteres Elend. Eine Erhöhung des Grund-
gehaltes von 1800 Fr. auf 1900 Fr. sei durchaus gerecht-
fertigt. Im Gegensatz zu der Auffassung vieler Lehrer in
Zürich und Winterthur sei er damit einverstanden, dass die
Naturalleistungen beseitigt werden, um einen gewissen Aus-
gleich zwischen Stadt und Land zu schaffen ; aber dann
so'l es nicht in einer Weise geschehen, dass ein Teil der
Lehrer zu Schaden komme. Die grosse Zahl der Lehrer
und die damit verbundene bedeutende Mehrausgabe dürfe
bei der Entscheidung der Frage keine Rolle spielen.

Regierungsrat AW«/ bemerkt mit Bezug auf die von
E. Hardmeier angeregte Änderung des Titels des Gesetzes,
es sollte hierauf erst am Schlüsse der Beratungen eingetreten
werden. Was die Naturalleistungen der Gemeinden an-
betreffe, so sei zu konstatieren, dass im Kanton Zürich nur
noch 112 Gemeinden Land zur Benutzung anweisen. Viel-
fach wissen die Lehrer, namentlich aber die Lehrerin, nicht,
was sie mit den Naturalleistungen anfangen sollen. Der
Regierungsrat würde sich mit dem Antrage der Kommission
einverstanden erklären, wenn auf eine andere Weise eine
Ausgleichung erfolge. Das sei möglich dadurch, dass in
§17 eine Reduktion der Staatsleistungen an die Lehrer-
Wohnungen vorgenommen werde; er behalte sich vor, bei
Beratung dieses Paragraphen eine Änderung zu beantragen,
und beharre vorläufig hinsichlich dieses Punktes nicht auf dem
regierungsrätlichen Antrage. Allerdings sei zuzugeben, dass
die Lehrer der Stadt Zürich und einiger anderer Gemeinden,
die an Stelle der Naturalleistungen 250—300 Fr. erhalten
haben, eine kleine Einbusse erleiden ; allein da sie sowieso
besser gestellt seien als ihre Kollegen auf dem Lande, so
dürften sie diesen Nachteil schon auf sich nehmen.



Mr?

ff. Ä'&r-Zürich beantragt, es möchten die in Alinea 3
des § 1 vorgesehenen Barvergütungen nicht erst nach sechs

Jahren, sondern jeweilen schon nach drei Jahren festgesetzt
und den örtlichen Verhältnissen angepasst werden. Da-
durch werde die Möglichkeit geschaffen, auf die raschen
Preissteigerungen gebührende Rücksicht zu nehmen. Die
Arbeit, welche dadurch den Behörden verursacht werde,
sei keine sehr grosse, und die Änderung bedeute für den
Staat keine finanzielle Einbusse

iL Äm/wz^zVr-Uster erklärt, dass er nach den gefal-
lenen Voten seinen Antrag auf Verabreichung von Holz
Pflanzland durch die Gemeinden fallen lasse, dagegen an
demselben, soweit es die Erhöhung des Grundgehaltes be-
treffe, festhalte. Den Gemeinden werde durch den Weg-
fall der Holz- und Pflanzlandentschädigung eine bedeutende
Last abgenommen. Der Betrag erreiche für den ganzen
Kanton 370,000 Fr.; daran habe dieser bis jetzt nichts be-
zahlt, währenddem er inskünftig den grössten Teil dieser
Summe übernehme und den Gemeinden nur ein Betrag
von etwa 90,000 Fr. zu leisten verbleibe. Unter diesen
Umständen dürfe mit dem Minimum der Lehrerbesoldung
höher gegangen werden. Daran würden die Gemeinden
einen Drittel übernehmen, auf der andern Seite aber ent-
lastet. Es sei auch darauf hinzuweisen, dass für den Kanton
Zürich eine Mehrleistung des Bundes für das Volksschul-
wesen zu erwarten sei, da die Bevölkerung des Kantons
bedeutend zugenommen habe.

f. 2?<?/>/-Bülach erklärt, dass er seinerseits für eine
Erhöhung der Lehrerbesoldungen hätte eintreten können,
wenn die finanzielle Grundlage eine andere gewesen wäre.
Bei der bevorstehenden Steuerreform könne es sich nicht
um ein Flickwerk handeln, sondern um die Grundsätze der
kantonalen Steuerpolitik. Die Verwerfung des Antrages
Billeter sei wohl so zu deuten, dass die Mehrheit des Rates
ein richtiges Steuergesetz nicht wolle. Je höher man gehe
mit den Beiträgen an die Gemeinden, um so weniger werde es

möglich sein, eine Sanierung der Gemeindefinanzen zustande
zu bringen. Den nimmersatten Begehren vieler Lehrer und ihrer
Selbstüberschätzung müsse entgegengetreten werden. Die
Bezirksschulpflegen, die bisher die Wertung der Wohnungen,
sowie von Holz und Pflanzland vorgenommen haben, seien
viel zu hoch gegangen und haben dadurch auf Umwegen
eine Besoldungserhöhung bewirkt. Es bestehen für die
Lehrer viele Vergünstigungen, von denen sie nichts sagen,
die aber, wenn sie kapitalisiert würden, einen grossen Wert
repräsentierten. Der Antrag Biber sei abzulehnen; es ge-
nüge durchaus, wenn die Barvergütungen für die Lehrer-
Wohnungen alle sechs Jahre festgesetzt werden. Die Voraus-
Setzung, unter der er dem Gesetze zustimmen könne, sei,
dass man Remedur dafür schaffe, dass der häufige Lehrer-
Wechsel auf dem Lande ein Ende nehme und ebenso die
damit verbundenen stetigen Steigerungen der Zulagen der
Gemeinden. Wenn Regierungsrat Ernst das Vorbild Preussens
hervorgehoben habe, so sei doch zu erwähnen, dass dieser
Staat mit gewissen Ausnahmen die Verabreichung von Zu-
lagen durch die Gemeinden verbiete. Ein solches Verbot
möchte der Redner nicht aussprechen, aber bestimmen, dass,
wenn Gemeinden Zulagen und Ruhegehalte aus eigenen
Mitteln verabfolgen, dann ein gewisser Betrag derselben an
den staatlichen Leistungen in Abzug gebracht würde.

üf. A^to/z'-Seen stellt den Antrag, dass in Absatz 1 des
§ x gesagt werde: <mit geeigneter Wohnung womöglich
am Schulorte.» Es sei wünschenswert, dass der Lehrer da,
wo er die Besoldung und die Wohnungsentschädigung be-
ziehe, auch wohne und auch seine Steuern entrichte und
nicht ausserhalb der Gemeinde.

•Sz^g"- Zürich weist darauf hin, dass die vermehrten

Lasten, die das Gesetz bringe, fast ganz von den Städten
zu tragen seien, und dass die Landgemeinden daran nur wenig
beitragen. Die heutigen Besoldungen seien unzureichend ;
wenn ein Lehrer ökonomisch bedrängt sei, so leide darunter
auch seine Tätigkeit in der Schule. Eine Minimalbesoldung
von 1900 Fr. sei noch nicht das, was richtigerweise ge-
geben werden sollte; wenn ein Antrag, höher zu gehen,
Aussicht auf Erfolg hätte, würde er einen solchen stellen.

Dr. 7?. Ä/zzzzz'zf erklärt, dass die Lehrer auch mit
einer Minimalbesoldung von 2000 Fr. noch nicht zu günstig
gestellt wären. Allein es sei zu befürchten, dass durch
eine weitere Erhöhung, als die Kommission sie vorschlage,
die Vorlage gefährdert würde. Die Stimmung auf der Land-
schaft gegenüber den Besoldungerhöhungen und auch die
Finanzlage des Kantons seien der Vorlage nicht günstig;
man sollte daher beim Antrage der Kommission bleiben.

//. 6Vi?»/zcä hält dafür, dass das Zürcher Volk seinen
Lehrern gewiss eine anständige Besoldung gönnen werde.
Die Befürchtungen, welche mit Bezug auf das Resultat
der Volksabstimmung geäussert werden, seien übertrieben.
Die sozialdemokratische Partei werde mithelfen, wenn es
sich um die Schaffung neuer Steuergesetze handle; allein,
man solle nicht verlangen, dass zuerst ein Steuergesetz ge-
schaffen werde, um erst dann den Lehrern eine anständige
Besoldung zu gewähren. Der Lohn bilde die Grundlage
einer Existenz, und wenn diese gut sei, so sei auch die
Arbeit eine bessere. Es liege im allgemeinen Interesse,
die Lehrer so zu stellen, dass der Lehrerberuf seine An-
ziehungskraft auf fähige, junge Leute beibehalte. Die An-
träge Debrunner und Hardmeier seien wohlbegründet.

j?. Gr«zAv-Dübendorf äussert sich dahin, dass man
sich zuerst über die Frage der automatischen Erhöhung
des Grundgehaltes entscheiden sollte, ehe man über die
Höhe des letzteren selbst abstimme.

Der ÄT<?»zwzzjjzö«xzr/i?ri?zf^ hält namens der Kommission
an allen Anträgen fest. Er gibt zu, dass das, was für eine
Erhöhung des Grundgehaltes vorgebracht worden sei, eine
gewisse Berechtigung habe ; wenn man frei handeln könnte,
so wäre wohl auch die Kommission zu einem solchen
Schritt bereit. Richtig sei, dass die städtischen Lehrer
durch den Wegfall der Naturalleistungen für die nächsten
Jahre etwas einbüssen; allein, wenn nach dem Antrage der
Kommisionsmehrheit beschlossen werde, werde der Ausfall
schon nach Verfluss von drei Jahren wieder aufgehoben.
Was den Antrag Nötzli anbelange, so erreiche der An-
tragsteller mit seinem Antrag nicht, was er beabsichtige.
In § 1, Abs. 1, sei gesagt, dass die Wohnung, die zur
Verfügung gestellt werde, sich in möglichster Nähe des
Schulhauses befinden müsse ; wenn aber eine Barentschädigung
verabfolgt werde, so sei nicht gesagt, dass dann die Lehrer
in der Schulgemeinde wohnen müsse. Er beantragt, den
Antrag Nötzli abzulehnen. Ebenso spricht er sich gegen
den Antrag Biber aus. Es ergeben sich aus der Neu-
Schätzung der Wohnungsvergütung viele Schwierigkeiten und
auch Reibereien, die sich im Interesse der Schule und des
ruhigen Fortganges in derselben nicht allzuhäufig wieder-
holen sollten. Der Antrag Greuter habe seine Berechtigung,
und es empfehle sich in der Tat, die Diskussion über Ab-
satz 2 zu Ende zu führen, ehe man über die Absätze 1

und 3 abstimme.
Der Rat entscheidet sich in diesem Sinne, worauf der

Kommissionsreferent hinsichtlich des Absatzes 2 auf seine
bereits früher gemachten Ausführungen verweist und darauf
aufmerksam macht, dass die Kommission sich in diesem
Punkte in eine Mehrheit und eine Minderheit teile. Die
Kommissionsmehrheit schlage drei Etappen nach je vier
Jahren bis zum Höchstbetrag von 3QOj Fr. vor, während



der Regierungsrat vier Etappen und ein Maximum von Fr.
400 vorgesehen habe.

y. vertritt namens der Minderheit der
Kommission ihren Antrag, den Abs. 2 des § 1 zu streichen;
derselbe enthalte etwas ganz neues, was sonst nirgends vor-
komme. Derselbe sei hauptsächlich damit begründet worden,
dass auch für die nächsten Jahre eine Verteuernng der
Lebensbedürfnisse zu erwarten sei und dass daher dieser
Umstand berücksichtigt werden müsse. Das Gesetz werde
aber für die gegenwärtigen Verhältnisse geschaffen und sehe
eine ansehnliche Erhöhung der Besoldungen vor; damit
werden dem Staate neue Lasten Überbunden, die man gegen-
wärtig nicht decken könne. Die Kommissionsminderheit
möchte daher auch von diesem Standpunkte aus den Staat
nicht allzu stark belasten, und die automatische Steigerung
des Grundgehaltes beiseite lassen. Gegenwärtig mache sich
allerdings eine Aufwärtsbewegung der Preise bemerkbar;
aber es stehe durchaus nicht fest, dass die Entwicklung
in dieser Richtung weiter gehe. Es sei Tatsache, dass die
Steigerung der Preise nicht in einer geraden Linie auf-
wärts steige, sondern in einer Wellenlinie verlaufe. Viel-
leicht folge der Aufwärtsbewegung wieder ein Niedergang
und dann stelle sich die automatische Steigerung als un-
nötig heraus ; folge aber eine noch weitere Steigerung, dann
werde das, was vorgesehen, als ungenügend bezeichnet und
eine weitere Erhöhung begehrt werden. Wenn die Ver-
hältnisse es nötig machen, können immer wieder Mittel be-
schlössen werden. Die Kommissionsminderheit biete eine
Kompensation, indem sie die Dienstalterszulagen in § 2

um eine vermehren, also auf sechs ansetzen wolle. Die
Lehrer seien auch gegenüber andern Beamten hinsichtlich
ihrer Besoldungen nicht schlechter gestellt. Nach der Vor-
läge würden sie erhalten einen Grundgehalt von 1800 Fr.
bis 2100. Fr. eine Wohnungsentschädigung von 250 Fr.
bis 1200, Fr. Alterszulagen von 100 Fr. bis 500 Fr., be-
ziehungsweise nach dem Antrage der Minderheit bis Fr.
600, und sodann in den meisten Fällen Gemeindezulagen
von 100 Fr_ bis 1600 Fr. Dazu kommen für Lehrer mit
ungeteilten Schulen noch besondere Zulagen und endlich
die Ruhegehalte. Der Minderheitsantrag bringe allerdings
für den Anfang eine etwas grössere Ausgabe, als der Ent-
wurf der Mehrheit erfordere; später aber sei das Umge-
kehrte der Fall. Absatz 2 sei undemokratisch und gefähr-
lieh und bedeute ein Misstrauensvotum gegen das Volk.

ZT. wendet den Ausführungen von Meyer-
Rusca gegenüber ein, dass die Theorie der Preisbewegung
in Wellenlinien, die früher ihre Berechtigung gehabt, auf
die heutigen Verhältnisse nicht mehr zutreffe. Es habe sich
gezeigt, dass seit Anfang der 1880er Jahre die Nahrungs-
mittelpreise beständig gestiegen seien; die Folge davon sei
auch eine Steigerung der Bodenpreise gewesen. An einen
Rückgang der Lebensmittelpreise sei gar nicht zu denken.
Die Mietpreise haben bisweilen nach Baukrisen eine Reduktion
erfahren ; allein dieselbe sei nicht von langer Dauer gewesen.
Das vorliegende Gesetz habe auf Jahre hinaus zu genügen,
da die Gesetzgebung bei unsern demokratischen Einrich-
tungen sehr schwerfällig arbeite und nicht so bald wieder
an eine Revision zu denken sei. Die automatische Steigerung
berücksichtige von vornherein unausbleibliche Preissteige-
rungen.

Dr. fW/^ze/^V^T-Affoltern hält es nicht für absolut
sicher, dass die Verteuerung der Lebensmittel stets fort-
schreiten werde. Er empfiehlt den Antrag der Kommissions-
minderheit, beantragt aber, den Grundgehalt auf 1900 Fr.
anzusetzen ; dann komme die Besoldungserhöhung heute
schon denjenigen Lehrern zugute, welche sie am notwendig-
sten haben.

Dr. yL Zfo&r-Zürich wendet sich gegen das Votum
von Meyer-Rusca. Dessën Behauptungen, Absatz 2 von § 1

sei undemokratisch, gefährlich und bedeute ein Misstrauens-
votum für das Volk, seien unrichtig und mehr nur als

Schlagwörter aufzufassen. Ähnliche Ausführungen seien schon
in den Kommissionsberatungen gemacht und dort als un-
zutreffend zurückgewiesen worden. Der Regierungsrat habe

Barbesoldungen in der Höhe von im Minimum 1600 Fr.
bezw. 2200 Fr. vorgeschlagen, ausser den Naturalleistungen.
Dazu sollte von drei zu drei Jahren eine viermalige auto-
matische Steigerung von 100 Fr. kommen. Das habe der
Regierungsrat getan, weil er gefunden : wenn den Lehrern
eine ihren Leistungen und Pflichten entsprechende Besoldung
ausgerichtet werden müsste, wären die Ansätze zu klein,
und nur die Rücksicht auf die Finanzlage des Staates müsse
dazu führen, die hohem Ansätze erst nach gewissen Perioden
eintreten zu lassen. Wenn der Antrag der Kommissions-
minderheit angenommen würde, so würde die Ausgabe im
Anfang, also in einem Zeitpunkte, wo man wahrscheinlich
mit Defiziten zu rechnen habe, eine viel grössere sein. Die
Kommissionsmehrheit habe einerseits den Grundgehalt für
einen Primarlehrer auf 1800 Fr. festgesetzt, anderseits aber
die Naturalleistungen (Holz und Pflanzland) der Gemeinden
beseitigt. Er beantrage jedoch in Übereinstimmung mit dem
Regierungsrate, die letzteren wieder aufzunehmen. Bei so
wichtigen Fragen sollte man an dem Bestehenden so wenig
als möglich rütteln. Die Barbeträge sollten aus référendums-
politischen Gründen nicht, wie die Kommissionsminderheit
bezwecke, allzu hoch angesetzt werden, da man sonst die
Vorlage gefährde. Mit dem Antrage Hardmeier, den Grund-
gehalt für Primarlehrer eventuell auf 1900 Fr. und denjenigen
für Sekundarlehrer auf 2700 Fr. zu erhöhen, könne er sich
auch befreunden, weil er im Gegensatz zu Bopp die Arbeit
des Lehrers hoch einschätze.

Dr. //. Ä^V^-Winterthur unterstützt den Antrag der
Kommissionsmehrheit. Die Ausgaben, welche derselbe mit
sich bringe, seien das Maximum dessen, was man sich unter
den gegenwärtigen Verhältnissen gestatten könne. Wenn
man den Absatz 2 mit § 1 streiche, so werde die Vorlage
zuungunsten der Lehrer verschlechtert, und es wäre nicht
billig, die letzteren auf später zu vertrösten. Dadurch, dass

man diese automatische Steigerung aufgenommen, habe
man zum Ausdruck gebracht, dass der Grundgehalt eigent-
lieh höher sein sollte ; auch der Kantonale Lehrerverein
habe sich grundsätzlich für diese Art der Steigerung aus-
gesprochen. Dagegen empfiehlt er, in Absatz 2 zu sagen :

«nach je drei Jahren», anstatt «nach je vier Jahren», damit
das Maximum etwas früher erreicht werde.

5^. Ä/gf bemerkt, dass ' die Lehrer sich keineswegs
vorbehaltslos für den Vorschlag der Kommissionsmehrheit
ausgesprochen hätten. Er hält entgegen dem Antrage von
Dr. Huber dafür, dass es vorzuziehen sei, die Natural-
leistungen abzuschaffen, da sie eine Quelle von Missver-
ständnissen und Reibereien bilden. Die Erfahrung spreche
dafür, dass wir uns hinsichtlich der Teuerung in aufsteigender
Linie befinden; es sei daher durchaus logisch, dass man
die automatische Steigerung des Grundgehaltes einführe.
Nach seiner Auffassung sollte man Absatz 2 des § 1 stehen
lassen und gleichwohl den Minderheitsantrag zu § 2 an-
nehmen.

Dr. £/. ÄfeVfr macht darauf aufmerksam, dass man
mit der Annahme von Absatz 2 des § 1 eine Ungleichheit
gegenüber der Besoldungsregelung, wie sie in den Verord-
nungen vom Jahre 1899 und 1909 für die Kantone und
Bezirksbeamten erfolgt sei, schaffe. Dort sei bestimmt, dass

der Minimalgehalt periodisch und automatisch mit Zunahme
' des Dienstalters sich steigern soll bis zu einem Minimal-



gehalt. Dies habe sich bewährt. In der heutigen Vorlage
sei nun neben der Alterszulage zum erstenmal eine auto-
matische Steigerung des Grundgehaltes vorgesehen. In der
Diskussion sei wiedergeholt gesagt worden, der Grundgehalt
von 1800 Fr. sei zu niedrig; er hätte, wenn er Kommissions-
mitglied gewesen, 2000 Fr. beantragt. Man sollte denselben
so festsetzen, dass er den Anforderungen der Billigkeit
entsprechen würde, anderseits aber von einer automatischen
Steigerung desselben absehen. Die Dienstalterszulagen der
Lehrer seien das nämliche wie die automatische Besoldungs-
Steigerung in der erwähnten Besoldungsverordnung,

y. //<?A:-Seebach führt aus, dass es sich bei der Fest-
Setzung der Besoldung der kantonalen Beamten der Ver-
waltung und der Gerichte nur um eine Verordnung und
nicht um ein Gesetz gehandelt habe, das dem Volke vor-
gelegt werden müsse. Die automatische Steigerung des

Grundgehaltes sei besonders im Hinblick auf die stets zu-
nehmende Teuerung vorgesehen worden. Werde sie ge-
strichen, dann sei der Grundgehalt unbedingt auf 1900 Fr.
zu erhöhen. Der Antrag der Kommissionsmehrheit habe zur
Folge, dass die volle Belastung erst nach etwa zehn Jahren
eintrete, während nach dem Antrag der Kommissions-
minderheit die Ausgaben in den ersten Jahren nach Inkraft-
treten des Gesetzes höher seien, als nach dem Vorschlage
der Mehrheit.

y. -SzAMzAr-Zürich führt aus : Wenn die Einführung
der automatischen Steigerung des Grundgehaltes eine Ver-
letzung des demokratischen Prinzips bedeuten würde, so
hätte man eine solche auch finden müssen in der Über-
tragung des Rechtes an den Kantonsrat, die Besoldungen
der kantonalen Beamten und Angestellten der Verwaltung
und der Gerichte festzusetzen. Gewiss habe der Kantonsrat
die Pflicht, über die Finanzen des Kantons zu wachen;
allein anderseits komme ihm auch zu, dafür zu sorgen, dass
den Lehrern gegeben werde, was ihren Leistungen und
Bedürfnissen entspreche.

y. Albisrieden hätte es für richtiger und ein-
facher gehalten, wenn man die ganze Materie auf Grund-
läge der Seebacher Initiative geregelt hätte, nach welcher
der Staat sämtliche Leistungen zu übernehmen hätte. Die
Beseitigung der Naturalleistungen rechtfertige sich durchaus
und bedeute einen Faktor, der die Annahme des Gesetzes
fördern werde. Dadurch werden die Gemeindén entlastet
und werde ihnen ermöglicht, in anderer Weise den Lehrern
entgegenzukommen.

Regierungsrat £r«/ spricht sich für den Antrag der
Kommissionsmehrheit aus und bemerkt, dass auch der
Kanton Bern die Erhöhung des Grundgehaltes in seinem
Lehrerbesoldungsgesetze vom Jahre 1909 in ähnlicher Weise
vorgenommen habe, wie es in der Vorlage geschehe. Da-
durch trete eine Vermehrung der Ausgaben nur nach und
nach ein. Er beantragt, es möchte die automatische Steige-
rung von vier zu vier Jahren bis zum Höchstbetrag von je
400 Fr. und nicht von je 300 Fr., wie die Kommission
wolle, eintreten. Am Grundgehalte von 1800 Fr. sollte im
Interesse der Staatsfinanzen festgehalten werden.

y. fH?r<A?r-Zürich bemerkt, dass der Lehrerwechsel auf
dem Lande nicht ausschliesslich und nicht immer auf die
Besoldungsverhältnisse zurückzuführen sei, sondern dass
dabei oft noch andere Faktoren mitwirken. Er spricht sich
für den Antrag der Kommissionsmehrheit und den Zusatz-
antrag Hardmeier aus, wonach der Grundgehalt des Primär-
lehrers auf 1900 Fr. festgesetzt werden soll,

(Schluss folgt.)

®

Zürcherischer Kantonaler Lehrerverein.

18. Vorstandssitzung.
Montag, den 4. Dezember 1911, abends 6 Uhr in Zürich.

Alle Vorstandsmitglieder.
Hardmeier.

aVr GV.srAä/A? : 9.

Aus den Verhandlungen:
1. Die Traktanden Protokoll und Mitteilungen müssen

dringlicher Geschäfte wegen verschoben werden,
2. Am 9. und 16. November ward je eine Nummer

des «Päd. Beobachters» herausgegeben. Ihr Inhalt wird fest-
gesetzt.

3. Es werden neun Gesuche von Lehrern und vier
solche von Gemeinden betreffend Stellenvermittlung be-
handelt. Dabei darf konstatiert werden, dass die einen Wechsel
beabsichtigenden Lehrer diesen Schritt im allgemeinen ernst
auffassen und gut begründen.

4. Die Besoldungsstatistik hat vier Gemeinden, bezw.

Lehrer, mit Vergleichsmaterial versehen. In drei Fällen
handelte es sich um Aufstellung einer besseren Skala für
die freiwilligen Gemeindezulagen, in einem Falle (S. L.)
um die Anrechnung der Studienjahre für die Dienstalters-
Zulagen. Wir verdanken an dieser Stelle auch das gerne
benutzte Anerbieten eines jungen Kollegen, die noch lücken-
hafte Besoldungsstatistik seines Bezirkes zu vervollständigen.

5. Der Beschluss des Kantonsrates, die Klassifizierung
der Schulgemeinden nach ihrer Steuerkraft zum Zwecke des

beabsichtigten Finanzausgleiches müsse ins Gesetz aufge-
nommen werden, hat die Beratungen so verschleppt, dass
in Lehrerkreisen vielfach die Befürchtung laut wird, die
Abstimmung werde nicht zeitig genug erfolgen, um es zu
ermöglichen, dass die neuen Besoldungsansätze auf den
X.Mai 1911 rückwirkend gemacht werden können. Es sind
daher von einem einzelnen Mitgliede, sowie von einer
Sektion Eingaben eingetroffen, dahingehend, der Vorstand
möge für die Erhältlichmachung einer Teuerungszulage pro
1911 die nötigen Schritte in die Wege leiten. Die Dis-
kussion führt zu folgenden Ansichten und Beschlüssen : Die
Frage betreffend Rückwirkung wird sich voraussichtlich im
Laufe des Dezembers und Januars entscheiden. Sollte der
Entscheid ein ungünstiger sein, wird der Vorstand dafür
sorgen, dass im Rate noch rechtzeitig der Antrag auf
Teuerungszulagen eingebracht wird. Gassmann wird beauf-
tragt, dem Vorstande für die nächste Sitzung eine detaillierte
Vorlage für allfällige Teuerungszulagen auszuarbeiten.

6. Einem Schuldner wird Stundung für Zins und An-
Zahlung bewilligt.

7. Der Zentralvorstand des S. L.-V. wünscht im Über-
eirkommen betreffend Herausgabe des «Päd. Beobachter»
eine unwesentliche Änderung. Der Vorstand erklärt sich
damit einverstanden.

8. In Beachtung der Zuschrift des Zentralvorstandes
des S. L.-V. in Nr. 48 der «S. L.-Z.» beschliesst der Vor-
stand, seine Wünsche betreffend Organisation, eventuell
Statutenrevision des S. L.-V. zu bereinigen und einer Dele-
giertenversammlung zur Genehmigung und Vervollständigung
zu unterbreiten, um sie rechtzeitig (bis zum 15. März 1912)
dem Zentralvorstande des S. L.-V. mitteilen zu können.

9. Der Vorstand trifft die durch § 2 des «Regulativs
betreffend Schutz der Mitglieder bei den Bestätigungswahlen»
gebotenen Anordnungen für die Bestätigungswahlen der
Sekundarlehrer im Frühjahr 1912.

Schluss 81/2 Uhr. fK
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